Ausgegeben zu Berlin den 12. Apri 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N . 


(Nr. 6599.) Verordnung, den Betrieb ſtehender Gewerbe im vormaligen Königreich Han⸗ 
nover betreffend. Vom 29. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 


verordnen für das vormalige Königreich Hannover, was folgt: 


Sl. 
Das den Zünften zuftehende Recht, Andere von dem Betriebe eines Ge⸗ 
werbes auszuſchließen, wird aufgehoben. ü 


$. 2. 8 : 

Oertliche Beſtimmungen, wonach der Betrieb des Detailhandels in den 

Städten von obrigkeitlicher Erlaubniß abhängt (F. 219. der Gewerbeordnung), 

oder wonach 10 ne Gattungen von Waaren auf den Jahrmärkten nicht oder 
nur auf beſchränkte Zeit feilgehalten werden dürfen, werden aufgehoben. 


$. 2. 

Auf dem Lande dürfen ftehende Gewerbe und Detailhandel unter den لاه‎ 
emeinen Erforderniſſen des Abſchnitts II. der Gewerbe⸗Ordnung vom 1. Au uſt 
847., Totem nicht aus den Abſchnitten III. und IV. und dem §. 195. derſelben 

Beſchränkungen hervorgehen, frei betrieben werden. 


§. 4. = 
Jedem Landhandwerker ſteht es frei, ſich in eine inländiſche Zunft ſeines 
Gewerbes aufnehmen zu laſſen. : 
F. 5. 


Jeder Gewerbetreibende darf hinfort Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und 
Arheiter jeder Art und in beliebiger Zahl halten. Geſellen find in der Wahl 
ihrer Meiſter unbeſchränkt. 
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| | $. 6. 
Alle den vorſtehenden Beſtimmungen entgegenſtehende geſetzliche Vorſchriften 
treten außer Kraft. 
Es bewendet jedoch bei den Vorſchriften, welche in dem Geſetze vom 19. März 
1852. über die Konzeſſionspflicht der Expedienten, Makler und Agenten für die 
Beförderung von Schiffspaſſagieren und in der Verordnung vom 15. Januar : 
1855. über die Konzeſſionspflicht der Preßgewerbe getroffen ind : 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 29. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon.“ 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6600.) Verordnung, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im ehemaligen 
: Herzogthum Naſſau. Vom 30. März 1867. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen für die durch Geſetz vom 20. September 1866. Unſerer Monarchie 
Ge zum vormaligen Herzogthum Naſſau gehörig geweſenen Landestheile, 
was folgt: 


5 : 


Das durch Geſetz vom 9. Juni 1860. wiederhergeſtellte Jagdrecht auf 
fremdem Grund und Boden iſt mit dem Tage der Verkündigung dieſer Ver⸗ 
ordnung aufgehoben. 1 

it demſelben Tage treten die beſtehenden Jagdpachtverträge außer Kraft. 

Eine Trennung des Jagdrechts vom Grund und Boden als dingliches 
Recht kann ferner nicht mehr ſtattfinden. : 


§. 2. 1 

Für das fiskaliſche Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden wird den 
Grundeigenthümern die Entſchädigung erlaſſen. . ` 
Den zur Jagd auf fremdem Grund und Boden bisher berechtigten Ge⸗ 
meinden, Korporationen, Inſtituten, Standesherren, Gutsbeſitzern und anderen 
Privaten wird aus der Landeskaſſe eine Entſchädigung gewährt, Di 
oof: 


SC 


as 


„Maaßgabe der dieſer Verordnung beigefitgten Nachweiſu 


on 1 bis 40 Kreuzer für den Metermorgen feſtgeſetzt iſt. 
§. 3. 


Die Ausübung des einem jeden Grundbeſitzer auf ſeinem Grund und 
Boden zuſtehenden Jagdrechts wird nachſtehenden Beſtimmungen unterworfen. 


§. 4. 


Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf feinem Grund und Boden iſt 
der Beſitzer nur befugt: 


a) auf ſolchen Beſitzungen, welche in einem oder mehreren an einander 
grenzenden Gemarkungen einen land- oder forſtwirthſchaftlich benutzten 
Flächenraum von wenigſtens dreihundert Metermorgen einnehmen und in 
ihrem Zuſammenhange durch kein fremdes Grundſtück unterbrochen find; 
die Trennung, welche Wege oder Gewäſſer bilden, wird als eine Unters 
brechung des Zuſamimenhanges nicht angefehen; 


b) auf allen dauernd und vollſtändig eingefriedeten Grundſtücken. 


Darüber, was für dauernd und vollſtändig eingefriedet zu erachten, 
entſcheidet der Landrath; 


e) auf Seen, auf zur Fiſcherei eingerichteten Teichen und auf ſolchen Inſeln, 
welche Ein Beſitzthum bilden. 


§. 5. 


Wenn die im F. 4. bezeichneten Grundſtücke mehr als dreien Beſitzern ge⸗ 
meinſchaftlich gehören, ſo iſt die eigene Ausübung des Jagdrechts auf Sieden 
Grundſtücken nicht ſämmtlichen Mitbefigen geſtattet. 

Dieſelben müſſen vielmehr die Ausübung des Jagdrechts Einem bis höch⸗ 
ſtens Dreien unter ihnen übertragen. Doch ſteht ihnen auch frei, das Jagdrecht 
ruhen, oder durch einen angeſtellten Jäger ausüben zu laſſen oder zu verpachten. 

Gemeinden oder Korporationen dürfen das 1 auf ſolchen ihnen 
gehörenden Grundſtücken (§. 4.) nur durch Verpachtung oder durch einen an⸗ 
geſtellten Jäger ausüben. 


g. 6. 


Alle übrigen Grundſtücke einer Gemarkung, welche nicht zu den im §. 4. 
gedachten gehören, bilden — inſofern ſie mindeſtens 300 Metermocgen im Zu⸗ 
ſammenhange enthalten — einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk. Es it aber den 
Gemeinderäthen geftattet, nach freier Uebereinkunft mehrere Gemarkungen ganz 
oder theilweiſe mit anderen Gemarkungen zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
zu vereinigen. Aus dringenden Gründen ſoll auch die Auffichtsbehörde Heu 


ſein, eine ſolche ade if anzuordnen. 


Der Gemeinderath i 


t berechtigt, mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
Gr. 6600.) a 57 aus 


ng in Kapitalsbeträgen „ 


Ko 


SE Ss 428 Ba 


aus Einer Gemarkung mehrere für fi ehende 


. 


90 beſt Jagdbezirke zu bilden, deren 
jedoch keiner eine geringere Fläche als 300 Metermorgen rte darf. Se 
Den Beſitzern der im F. 4. bezeichneten Grundſtücke iſt es geſtattet, ſich 
mit dieſen Grundſtücken dem agdbezirke ihrer Gemeinden anzuſchließen. 

Die Beſchlüſſe über alle dergleichen Abänderungen der gewöhnlichen Jagd⸗ 
bezirke dürfen ſich auf keinen kürzeren Zeitraum als auf drei Jahre, und auf 


keinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erſtrecken. 


Ke 
Die 2361960 1 1 9 ſind berechtigt, ſich mit denjenigen 
Grundſtücken, welche e en Hof ganz oder theilweiſe umgeben, 
alſo nicht mit fremden Grundſtücken im Gemenge liegen, von dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Jagdbezirke auszuſchließen, wenn gleich die Grundſtücke nicht zu den im 
F. 4. gedachten gehören. \ 
§. 8. 


Auf den nach N 7. aus dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke E 
nen Grundſtücken müſſen die Grundbeſitzer, jo lange die Ausſchließung dauert, 
die Ausübung des Jagdrechts gänzlich ruhen laſſen. 

SC müſſen die Grenzen ſolcher Grundſtücke ſtets erkennbar bezeich⸗ 
net werden. 


§. 9. 


Grundſtücke, welche von einem über 3000 Metermorgen im Zuſammen⸗ 
hange großen Walde, der eine einzige Beſitzung bildet, ganz oder größtentheils 
e ſind, werden, de wenn fie nicht unter die Beſtimmungen des 
F. 4. fallen, dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke der Gemeinde nicht zugeſchlagen. 
Die Beſitzer folder Grundſtücke find verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf 
denſelben dem Eigenthümer des ſie umſchließenden Waldes auf deſſen Verlangen 
gegen eine nach dem Jagdertrage zu bemeſſende Entſchädigung zeitpachtweiſe zu 
Übertragen, oder die Jagdausübung gänzlich ruhen zu laſſen. 

ie Feſtſetzung der Entſchädigung erfolgt im angel einer Einigung 
durch den Landrath, vorbehaltlich der beiden Theilen zuſtehenden Berufung auf 
un en 

acht der Waldeigenthümer von feiner Befugniß, die Jagd auf der En⸗ 
klave zu erpachten, beim Anerbieten des د لچ‎ nicht Gebrauch, fo ſteht dem 
letzteren die Ausübung der Jagd auf dem en lavirten Grundſtücke zu. 

Stoßen mehrere derartige Grundſtücke an einander, ſo daß ſie eine un⸗ 
unterbrochene zuſammenhängende Fläche von mindeſtens 300 Metermorgen um⸗ 
faſſen, fo bilden dieſelben einen für {ih beſtehenden سور‎ "٢" له‎ 
für welchen die nämlichen Vorſchriften gelten, wie für die gewöhnlichen 09756 


$. 10. 


In allen Feſtungswerken iſt allein die Militairverwaltung befugt, die 
Jagd durch beſonders dazu ermächtigte Perſonen ausüben zu laſſen. au S 
Außer ⸗ 


Außerhalb dieſer Werke, desgleichen fa e Aan 
Anſtalten werden auf Koſten der Militairverwaltung Umkreiſe oder Rayons 
von zuſammenhängender Fläche gebildet und bezeichnet, innerhalb welcher die 
Jagd mit Feuergewehren nicht ausgeübt werden darf, bei Vermeidung einer 
Polizeiſtrafe von fünf bis zwanzig Thalern oder, im Unvermögensfalle, eines 
verhaͤltnißmäßigen Gefängnilfes, 

Die weitefte Entfernung der Außenlinie von den ausſpringenden Winkeln 
des Glacis, der Pulvermagazine und ähnlicher Anſtalten wird auf dreihundert 
Schritte feſtgeſetzt. Die Abgrenzung erfolgt gemeinſchaftlich von der Feſtungs⸗ 
behörde, einem Deputirten des Stadtvorſtandes und einem der Kreisverwaltung. 


§. 11. 


Die Beſitzer der einen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke werden in allen 
Jagd⸗Angelegenheiten durch den Gemeinderath vertreten. Werden Grundſtücke aus 
h denen Gemarkungen zu Einem Jagdbezirke vereinigt, jo beſtimmt die Auf⸗ 
ſichtsbehörde denjenigen Gemeinderath, welcher die Vertretung zu übernehmen hat. 


12 


Nach Maaßgabe der Beſchlüſſe des Gemeinderathes kann auf dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirke entweder: 
a) die Ausübung der Jagd gänzlich ruhen, oder 
b) die Jagd für Rechnung der betheiligten Grundbeſitzer durch einen an⸗ 
geſtellten Jäger beſchoſſen werden, oder 
e) dieſelbe, ſei es öffentlich im Wege des Meiſtgebots, oder aus freier 
Hand verpachtet werden. 
Die Pachtverträge dürfen ſich auf keinen kürzeren Zeitraum als auf drei 
Jahre und auf keinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erſtrecken. 


F. 13. 


Die Pachtgelder und Einnahmen von der durch einen angeſtellten Jäger 
beſchoſſenen Jagd werden in die Gemeindekaſſe gezahlt und nach 1 Be 
etwa entftehenden Verwaltungskoſten durch den en unter die Beſitzer 
derjenigen Grundſtücke, auf welchen die gemeinſchaftliche Ausübung des Jagdrechts 
ftattfindet, nach dem Verhältniſſe des Flächeninhalts dieſer Grundſtücke vertheilt. 


$. 14. 


Die Verpachtung der Jagd, ſowohl auf den im $. 4. erwähnten Grund⸗ 

0 8 als auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, darf bei Strafe der Nichtigkeit 

f 1 niemals an mehr als höchſtens drei Perſonen gemeinſchaftlich 
erfolgen. 

(Ir. 6600.) Aus⸗ 


b chters nicht geſtatte 
Sowohl den Pächtern gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, als auch den Beſitzern 


: der im F. 4. bezeichneten Grundftüde, iſt die Anſtellung von Jägern für ihre 
Reriere geſtattet. S » 5 53 


SE : 


* 


N e 


\ Ein Jeder, welcher die Jagd ausüben will, muß ſich einen für den ganzen 
„Staat gültigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf die 
خي‎ Perſon lautenden Jagdſchein von dem Landrathe des Kreiſes ſeines Wohnſitzes 
e ertheilen laſſen, und ſelbigen bei der Ausübung der Jagd ſtets mit ſich führen. 
= = Auch Ausländern kann ein Jauer Jagdſchein, jedoch nur gegen die Bing ٢ 
ſchaft eines Inländers, von dem Landrathe des Wohnortes des Bürgen ertheilt 
„del e, werden. Der Bürge haftet in Folge feines Antrages für Strafen, welche auf 
Grund der $$. 18. 19. und 21. gegen den Ausländer verhängt werden, ſowie 
für die Unterſuchungskoſten. ä : Sa 
دي‎ Fur einen jeden Jagdſchein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einem 
Thaler zur Kreis⸗Kommunalkaſſe des Wohnortes des Extrahenten entrichtet. Die 
eingehenden Beträge werden nach den Beſchlüſſen der Kreisvertretung verwendet. 
ee dns i e der SE erfolgt Tote. und ſtempelfrei. SEH 
یشرو‎ Die im Königlichen oder Kommunal⸗Dienſke angeftellten Forſt⸗ und Jagd? 
beamten, ſowie die lebenslänglich angeſtellten EE und Jagdbedienten er⸗ 
„halten den Jagdſchein unentgeltlich, ſoweit es ſich um die Ausübung der Jagd in 
ihren Schußbezirken handelt. In Jagdſcheinen, welche unentgeltlich ertheilt find, 
109 un ö i 


SH muß ur welchen Schutzbezirk ſie gelten, angegeben werden. 


§. 17. 


ag dee 


رر 


a) ſolchen, von denen eine unvorfichtige Führung des Schießgewehrs oder 
ee, eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu beſorgen iſt 
> 7427 b) denen, welche durch ein Urtheil des Rechts, Waffen zu führen, verluſtig 
WS san erklärt ſind, ſowie denen, welche unter Polizei⸗Aufſicht ſtehen oder welchen 
dtdie Nationalkokarde aberkannt iſt. 2 | 
u Seen 


Außerdem kann denjenigen, welche wegen eines Forſt⸗ oder Jagdfrevels | 
oder wegen Mißbrauchs des Feuergewehrs beſtraft find, der Jagdſchein, jedoch 
nur innerhalb fünf Jahre nach verbüßter Strafe, verſagt werden. S 
„ 9.48, 55 


Die Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften über Löſung von Jagd⸗ 
ſcheinen wird beſtraft wie folgt: | BB 


و 


Wer, 


D 


SS Wer, ohne einen Jagdschein gelöſt zu Eë die Jagd PN SE 
wird für eine jede Uebertretung mit einer Geldſtrafe von fünf bis : 
zwanzig Thalern belegt. EE Fr 5 
: Wer feinen Jagdſchein bei Ausübung der Jagd nicht bei ſich S 
führt, den trifft eine Geldſtrafe bis zu fünf 7 SE 55 
Wer es verſucht, ſich durch einen, nicht auf ſeinen Namen aus⸗ 
geſtellten, fremden Jagdſchein zu legitimiren, um ſich dadurch der ver⸗ 
wirkten Strafe zu entziehen, der wird mit einer Strafe von fünf bis 
funfzig Thalern belegt. 


§. 19. . on 


Së Wer zwar mit einem Jagdſchein verfehen, aber ohne Begleitung des 87 


: 
97 


berechtigten, oder ohne deſſen ſchriftlich ertheilte Exlaubniß bei ſich zu führen, die 
Jagd auf fremdem Jagdbezirke ausübt, wird mit einer Strafe von zwei bis fünf 
Thalern belegt. : BC 

® Wer die Jagd auf feinem Grundſtücke gänzlich ruhen zu laſſen verpflichtet 5 
it, dieſelbe dennoch aber darauf ausübt, hat eine Geldſtrafe von zehn bis zwanzig : 
Thalern und die Konfiskation der dabei gebrauchten Jagdgeräthe verwirkt. = 
Wer auf E eigenen Grundſtücke, auf dem die Jagd an einen Dritten BEE 
verpachtet iſt, oder auf dem ein Jäger für gemeinfchaftliche Rechnung der bei و‎ 
einem Jagdbezirke betheiligten Grundbeſitzer die Jagd zu beſchießen hat, ohne SÉ 
Einwilligung des Jagdpächters oder des Gemeinderathes jagt, ebenſo derjenige, : 
welcher auf fremden Grundſtücken, ohne eine Berechtigung dazu zu haben, die 

Jagd ausübt, wird wegen Wilddiebſtahls oder Jagdkontravention nach den all. 

gemeinen Geſetzen beſtraft. , 2 


$. 20. 


Die Hege⸗ und Schonzeit bleibt 29 durch die $$. 29. pos. 6. und 
30. 31. des Naſſauiſchen Geſetzes vom 6. Januar 1860., betreffend die Beſtra⸗ 
fung der Forſt⸗, Jagd- und Fiſcherei⸗Vergehen. 


$. 21. 


| Wer zur Begehung einer Jagdpolizei⸗Aebertretung fich feiner Angehörigen, 
Dienſtboten, Lehrlinge oder Tagelöhner als Theilnehmer oder EEN bedient, 
haftet, wenn dieſe nicht zahlungsfähig find, neben der von ihm ſelbſt verwirkten ات"‎ 
Strafe, für die von denſelben zu erlegenden Geldſtrafen und den Schadenerſatz. 


3! 


Wegen einer Jagdpolizei⸗Uebertretung foll eine Unterfuchung nicht weiter 
eingeleitet werden, wenn ſeit dem Tage der begangenen That bis zum Eingange 
der Anzeige an die Staatsanwaltſchaft oder den Richter drei Monate Mel 
ſtrichen ſind. 2 : SE 
. Durch Klappern, aufgeſtellte Schreckbilder, ſowie durch A = 
Ikder 


r. 6600.) i 


32 


Jeder das Wild von ſeinen Beſitzungen abhalten, auch wenn er auf dieſen 1 


zur Ausübung des Jagbrechte nicht befugt if. Zur Abwehr des othe, 
au und Schwarzwildes kann er ſich auch kleiner oder gemeiner Haushunde 
edienen. : 


$. 4. 


Auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, auf welchen Wildſchäden vorkommen, 
darf der Gemeinderath, wenn auch nur ein einzelner Grundbeſitzer Widerſpruch 
dagegen erhebt, die Ausübung der Jagd nicht ruhen laſſen. 


§. 25. 


Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche Theile 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder E? Waldenklaven, auf 
welchen die Jagdausübung dem G des ſie umſchließenden Waldes 
überlaſſen iſt ($. 9.), erheblichen Wildſchäden durch das aus der Forſt übertre⸗ 
tende Wild ausgeſetzt ſind, ſo iſt der Landrath befugt „auf Antrag der beſchä⸗ 
digten Grundbeſitzer, nach ace Prüfung des Bedürfniſſes und für 
die Dauer deſſelben, den Jagdpächter ſelbſt während der Schonzeit zum Ab⸗ 
ſchuſſe des Wildes en chützt ber Jag pachtere dieſer Aufforderun 
ungeachtet, die beſchädigten Grundſtücke nicht genügend, ſo kann der Landrath 
den Grundbeſitzern ſelbſt die u ertheilen, das auf dieſe Grundſtücke 
übertretende Wild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen namentlich auch mit An⸗ 
wendung des Schießgewehrs zu tödten. 


Das Nämliche gilt rückſichtlich der 9 ſolcher Grundſtücke, auf 
welchen ſich die SEN bis zu einer der Feld⸗ und Gartenkultur ſchädlichen 
Menge vermehren, in 95 dieſer Thiergattung. Wird gegen die Verfügung 
des Landrathes bei der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde der Rekurs eingelegt ſo 
bleibt erſtere bis zur eingehenden höheren Entſcheidung interimiſtiſch gültig. 


Das von den Grundbeſitzern in Folge einer ſolchen Genehmigung des 
Landrathes erlegte oder gelangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in der 
Gegend üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter überlaſſen und die desfallſige 
Anzeige binnen vierundzwanzig Stunden erſtattet werden. 


$. 26. 


Auch der Beſitzer einer ſolchen Waldenklave, auf welcher die Jagd nach 

$. 9. gar nicht ausgeübt werden eh ift, wenn das Grundſtück erheblichen 
dolce E ift und der Beſitzer des umgebenden Wald » 58 
der Aufforderung des Landrathes, das vorhandene Wild ſelbſt während der Schon⸗ 
eit abzuſchießen, nicht genügend nachkommt, zu fordern berechtigt, daß ihm der 
andrath 555 Prüfung des Bedürfniſſes und auf die Dauer 

deſſelben die Genehmigung ertheile, das auf die Enklave übertretende Wild auf 


jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des Schieß⸗ 
In 


gewehrs zu tödten. 


RE Ke : 


ebe EZ 
GC AAR Ak, ¥ d 


In dieſem Falle ve 
Enklavenbeſitzers. 
: In den in den 2 
Landrathe zu ertheilende 


bt das gefangene oder erlegte 


25. und 26. 1 Fällen vertritt die von dm 
egitimation die Stelle des Jagdſcheins. e 


5 


Ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des durch das Wild verurſachten 
Schadens di nicht ſtatt. E rſach 


5 Den Jagdverpächtern bleibt dagegen unbenommen, hinſichtlich des Wild. Ge 
ſchadens in den Jagdpacht⸗Kontrakten vorſorgliche Beſtimmung zu treffen. E 


> In denjenigen Städten, welche zu feinem landräthlichen Kreiſe gehören, 
werden die in dieſem Geſetze den Landräthen übertragenen Befugniſſe von den 
Ortspolizei⸗ Behörden ausgeübt, und in Stelle der reis-Kommunalkaſſe tritt 
die ſtädtiſche Kaſſe. , 


Rz | $. 29. | | 
E Wer die Jagd innerhalb des abgeſteckten Feſtungsrayons von 1300 Schritten 


ausüben will, muß vorher ſeinen Jagdſchein von dem Feſtungskommandanten 
beſonders viſiren laſſen. 


Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird mit einer Strafe von zwei bis 
fünf Thalern geahndet. — 


$. 28. ee 


$. 30. 


An die Stelle der in den $$. 18. 19. 20. und 29. angedrohten Geldſtrafen 
tritt für den Fall, daß der Uebertreter zu deren Bezahlung unvermögend iſt, eine 
verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 


§. 31. 
Alle dieſem 6 سر شه‎ Vorſchriften, insbeſondere auch die 
Naſſauiſche Verordnung vom 9. Juni 1860., werden hiermit aufgehoben. en 


$. 82.502 at Wire و‎ rie Mate ورون‎ 


ordnung vom 22. Februar 1867, werden die denſelben in H 


deen 1867, (Dr, 6600) تر‎ en ge, & 58g e, A See, H. 38. 4. 


e ihrung dieſes Geſezes wird bai der nach g. 
\ ung Unserem Finanz miniſter, im Uebrigen Unſerem 
: 2, Angelegenheiten übertragen. 


5 Urkundlich unter Unferer Hö öchſteizenhändigen Unterſchrift und beigedructem 
er Inſiegel. : 
Gegeben Sl den 30. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. oon. 
Gr. v. Abenpliz v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. j burg 


Nachweiſung > 
3 Ge : 


: in den einzelnen Gemarkungen fir den eters SEH zu enteichenden 
N, rn 


Gemeinde 


Klaſſe s a. zu 1 Kr. و‎ ` 
bro Morgen. 


5 Die / eg | E 
Zei 2 | Dombhoßbaufen. - * 
a 7 و رنه‎ mit ` Sangenbanen und Sehen 


Stee 5. zu 2 Er. Eut ſcha gengen 
pro Morgen. 2 


Idſtein SE EE 2 Be _ 


)herwies. 


Kaffe « €: zu 3 Ar. Eutſchä . 
pro Morgen. 


> 


7 Camp. 
2 EE / Kaurenburg ; Zhang 
7 Camb erg. 


# ا‎ / Sofi, SE 
4 e 138 


Je Be me 


Gemeinde 


Klaſſe d, zu 5 Kr. Entſchädigungskapital 
pro Morgen. 


Braubach 7 Lyockershauſen. 

Diez Eppenrod, Geilnau, ee & lzappel, Horhauſen, ‚Stel: 
e bach, angenfcheid Scheid, Steinsberg. 

Eltville 4 Erbach, Kiedrich. 

Hadamar Dee Get, Mühlbach, N Nieder⸗ 
Si Tiefenba 

Idſtein 2. | 5 ‚Sberfelters, 


Langen: 
Sei „Grebenroth, Martenroth, Niedermeilingen „Obermeilingen. 
Montabaur 2 |€ ez? 

Naſſau Seelbach. 

Rennerod Wan Gershaſen, en Stahlhofen, Wengenroth, Weſter⸗ 


۶ burg, Wilmenroth, Winnen. 
Rüdesheim u: o? lmerſchied, Geiſenheim, Johannisberg, Preßberg, 
4. Winkel. 
Runkel Aumfnau, Se enbach, Eſchenau, Gaudernbach, Hofen, Laubus, 
8 GE 0, Münfter, „ Dbertiefenbach, Schupbach, Wirbelau, 
ور‎ Wolfenhauͤſen, Langhecke. 
St. Goarshau⸗ 
ſen 2 Caub, Nochern. 
Selters Wan rele Grenzhauſen, Freilingen, Hundsdorf, Linden, 
EE arxheim, ne, S Selters, Stein ach, Belfer ingen, 
, Baumbach, Ransbach, Nauort. 
Uſin Walen > 8 
merod erod inen Caden, So, ee en, Girod, Herſchbach, 
| Sot ingen, Meudt, Ruppach, Sainſcheid, Salz, Zehn 
2 Haufen, Weltersburg 
Klaſſe e. zu 10 Kr. Entſchädigungskapital 
| | pro Morgen. 
Braubach . Oſterspai, Frü t. 
Diez 2 Sam 2 


Eltville Së SE garten, Eltville, Ober⸗Walluf, Rauenthal. 
Hadamar Eer wë "ZO, / Heuchelgeir, Nieder. Zeug eim, Ober⸗Zeug⸗ 
eim, Thalhei „ 
Idſtein y Dombach, Erbach, Walsdorf, Eiſenbach. = 
Montabaur . Ebernhahn / 3 E 


723 


„ 


Gemeinde. 


Naſſau Z 
Rennerod 2 
Rüdesheim = 
Runke Rz 
ar 5 


Selters 


1 S enrot 
5 orch, Aulhani د مول‎ 


1 Vilma, Jalkenbach / Seelbach, Weyer. 


Dörſcheid. 
Alsbach ilgert mit Faulbach, Freirachdorf, Mogendorf, 
E der = Steinen (mit Straße und Stahlhofen), Bi Biel. 


8 bach, ürbach. 
Uſin SE 2, Wehrheim Pfaffenwiesbach. 
merod Brrandſcheid, zirkenrod, Goldhauſen, Guckheim, Haertlingen, 
‚Hundsangen, Molsberg / Pütſchbach / Steinefrenz, Wallme⸗ 
2 Tod, Werot e 
Klaſſe f zu 15 Xr. Entſchädigungskapital 
pro Morgen. 
Braubach 7 Sg 
Diez 2 iebrich Charlottenberg, Schaumburg. 


Eltville . Mittel heim. 
Limburg 2 Kirberg, Limburg. 
EE 3 Nude en, Stephanshauſen / Aßmannshauſen. 
Runke 
E Goarshau⸗ 
په‎ 
Selters 2 
Aſin 


Weiſel, Sauerthal. 
oddert, N Nordhofen. 

e „Sbernhein 

merod — Bilkheim. 


Klaſſe g. zu 20 Kr. Entſchädigungskapital 
pro Morgen. 
Braubach 7 el 


iez Waſenbach. 
Eltville 2.| Hattenheim, Neudorf. 
ale . Gelben 
ontabaur „Eitelborn 
Naſſau D Scho, Scheuern, Dienethal. 
Runkel + Schadeck, Steeten. 


Selters 2 Stromberg 


Wallmerod Mähren. 


(Ir. 6600.) 783° 


1 


Klaſſe n. zu 20 Xr. Eutſchädigun skapital 
pro Morgen. Kei d | 


aba, Miellen, au. 

duinftein. 5 
jeder⸗Walluf. 
ieder⸗Hofheim. 

„Dehrn 

Vorchhauſen, ' Em. 
Klaſſe 1 m 10 x. Eutfchä idigungskapital 
Auen pro Morgen. 

eddernheim. 

Ennerich. 


liche 
Dfand- 


anntmachung / betreffend das Erlöſchen der Garan es eigenth 
Fonds der Schleſiſchen Landſchaft für die neuen landſchaftlichen 
briefe. Vom 27. März 1867. 8 


Fr. 6601.) Bek 


2 m H. 22. des Regulativs über die Beleihung des nach dem Schlefifchen 
Ländſchaftsreglement von dem landſchaftlichen Kreditverbande ausgeſchloſſenen 
ländlichen Grundeigenthums vom 11. Mai 1849. (Geſetz-Samml. für 1849, 
S. 191.) iſt beſtimmt, daß fo lange der Sicherheitsfoͤnds der neuen landſchaft⸗ 
lichen Pfandbriefe nicht fünf Prozent der ſchwebenden Pfandbriefſchuld er⸗ 
reicht hat, die Inhaber von neuen landſchaftlichen Pfandbriefen wegen Be⸗ 
سن‎ ihrer Forderungen an Kapital und Zinſen, auch in letzter Linie auf 
ie eigenthümlichen Fonds der Schleſiſchen Landſchaft zurückzugehen befugt ſind. 
Demnächſt iſt in dieſem $. 22. verordnet: 


„Dieſe Garantie der . Fonds erliſcht jedoch von ſelbſt, ſo⸗ 
bald der Sicherheitsfonds zuerſt auf jenen Betrag von fünf Prozent der 
Schuld gebracht iſt, und bleibt von dieſem zu ſeiner Zeit d bes 


kannt zu machenden Zeitpunkte ab das Recht der Wfandbriefs- Inhaber 


auf die unter a. und b. bezeichneten Objekte (den Sicherheitsfonds und 
die von der Landſchaft für bewilligte Pfandbriefe erworbenen Hypotheken⸗ 
Forderungen) eingeſchränkt.“ : 


SE Mit Bezug auf diefe Vorſchrift wird hierdurch bekannt gemacht, daß die 
ſchwebende neue Pfandbriefsſchuld der Schleſiſchen Landſchaft zur Zeit 


= beträ t, während der Sicherheitsfonds der neuen landſchaftlichen e 
Pfandbriefe gegenwärtig eine Höhe mm... 168,850 Thaler, 
alſo von 7,2 Prozent jener Schuld erreicht hat. : 


: Die Garantie der eigenthümlichen Fonds der Schleſiſchen Landſchaft für 
die ſchwebende neue Pfandbriefsſchuld ift daher erloſchen. 


Berlin, den 27. März 1867. : 
Der نت‎ 1 Der Migniſter des Innern. 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6601-6602) se) 


2,343,325 Thaler 


e 
= len = mie, e 


SE Bericht des Stnatsminitechmis vom 16. März d. ٩ qenebmige, Ich, 
as Telegraphenweſen in dem ehemaligen Herzogthum Naſſau vom 1. April 
ab mit dem Preußiſchen Telegraphenweſen verſchmolzen Bee 


a den 30. März 1867. 
| Wilhelm 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Fh v. d. Heydt, . Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
: Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


ER 


RE Soit im Bureau SCH Staats. Minifteriums. 


eln 1 — in der Königlichen Geheimen Say 
(R,. v. u - 
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